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Titel gedndert durch Beschluss der Kassenkommission vom: 14. April 2011

2 Die Kassenkommission hat am 14. April 2011, am 21. November 2013, am 23. Juni 2016, am 13. M&rz 2023 und am 16. Oktober

2023 Anderungen des Hartefallreglements zugestimmt. Diese Anderungen sind mit einer Fussnote gekennzeichnet.
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gestitzt auf Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 11 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember
2006 Uber die Pensionskasse des Bundes (PUBLICA-Gesetz)®

erlasst folgendes Reglement:

1. Kapitel Gegenstand und Geltungsbereich

Art. 1

Das vorliegende Reglement bildet die Grundlage fir die

a) Beurteilung von Gesuchen betreffend den Verzicht auf Rickforderung von Leistungen;
b) Beurteilung von Gesuchen betreffend den Verzicht auf Kiirzung von Leistungen;

¢) Beurteilung von Gesuchen um Ausrichtung von freiwilligen Leistungen in Hartefallen;

dy*

2. Kapitel Beurteilung von Gesuchen geméss Artikel 1 Buchstaben a-c
1. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen

Art. 2 Hartefall

1
2

Ein Hartefall liegt vor, wenn sich die gesuchstellende Person in einer finanziellen Notlage befindet.

Fir die Beurteilung, ob die Ruckforderung im Sinne von Artikel 5 oder die Leistungskirzung im Sinne der
Artikel 6 und 7 fur die gesuchstellende Person einen Hartefall darstellt,®>sind das Bundesgesetz vom 6.
Oktober 2006 Uber Erganzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und

seine Ausflhrungserlasse massgebend.
6

7

Die gesamte personliche Situation der gesuchstellenden Person ist ausschlaggebend fir die Prifung, ob
die Gewahrung von freiwilligen Leistungen einen Hartefall im Sinne von Art. 8 ff. darstellt®.

Art. 3 Ausschluss von Rechtsanspriichen

Auch bei Vorliegen eines Hartefalles besteht kein Rechtsanspruch auf den Verzicht auf Riickforderungen
gemass Artikel 5, auf Verzicht auf Leistungskiirzung gemass den Artikeln 6 und 7 oder auf die Ausrichtung
freiwilliger Leistungen® gemass Artikel 8 ff.

Art. 4 Mitwirkungs- und Meldepflicht und Folgen der Verletzung dieser Pflichten

1

Personen, die ein Gesuch um Verzicht auf Rickforderung im Sinne von Artikel 5, um Verzicht auf
Leistungskurzung im Sinne der Artikel 6 und 7 oder um freiwillige'° Leistungen gemass Artikel 8 ff.
stellen, sind verpflichtet, bei der Abklarung ihrer wirtschaftliche und personliche!! Verhaltnisse
mitzuwirken und die dafiir notwendigen Belege einzureichen.

Bei einer Weigerung, Auskunft zu erteilen, kann PUBLICA das Gesuch abweisen??.

Personen, deren Gesuch um Verzicht auf Riickforderung im Sinne von Artikel 5, um Verzicht auf
Leistungskiirzung im Sinne der Artikel 6 und 7 ganz oder teilweise gutgeheissen wurde oder die
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freiwillige® Leistungen gemass Artikel 8 ff. beziehen, sind verpflichtet, Verbesserungen ihrer finanziellen
Verhaltnisse PUBLICA unverztglich und unaufgefordert zu melden.

Nach Erhalt dieser Meldung Uberprift PUBLICA, ob die Voraussetzungen fur den Verzicht auf
Ruickforderung (Art. 5), die Beibehaltung der Leistungsktrzung (Art. 6 und 7) oder die weitere Erbringung
freiwilliger Leistungen* (Art. 8 ff.) weiterhin erfullt sind.

Bei Verletzung der Meldepflicht - als solche gilt auch eine Falschauskunft - prift PUBLICA, ob die
Voraussetzungen fur den Verzicht auf Ruckforderung (Art. 5) die Beibehaltung der Leistungskiirzung
(Art. 6 und 7) oder die weitere Erbringung freiwilliger Leistungen®®(Art. 8 ff.) ab Eintritt der Verbesserung
der finanziellen Verhaltnisse weiterhin erfillt sind. In dem Umfang, in welchem die Voraussetzungen
infolge der Verbesserung der finanziellen Verhaltnisse nicht mehr erfillt sind, fordert PUBLICA alle
Leistungen, auf die angesichts der Verbesserung der finanziellen Verhaltnisse zu Unrecht verzichtet
wurde, oder die zu Unrecht ausgerichtet wurden, zurick.

Bestehen Anhaltspunkte fir eine Meldepflichtverletzung, kann PUBLICA bei den betroffenen Personen
Auskiinfte Uber deren wirtschaftlichen und persoénlichen Verhaltnisse einholen?®.

2. Abschnitt Verzicht auf Ruckforderung

Art. 5 Verzicht auf Ruckforderung bei zu Unrecht bezogenen Leistungen im Falle

grosser Harte oder aus verwaltungsékonomischen Grinden
Unrechtmassig bezogene Leistungen sind zurlickzuerstatten.
Von der Rickforderung kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn der Leistungsempfanger/die
Leistungsempfangerin gutglaubig war und die Rickforderung zu einem Hartefall im Sinne von Artikel 2
Absatz 2 fuhrt.
Uber den Verzicht auf Ruckforderung wird aufgrund eines schriftlichen und begriindeten Gesuchs des
Leistungsempfangers/der Leistungsempfangerin entschieden. Dem Gesuch sind die fir die Beurteilung
notwendigen Beweismittel beizulegen.
Fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fir einen teilweisen oder vollumfanglichen
Ruckforderungsverzicht erfillt sind, sind die Verhaltnisse im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung
massgebend.
Auf die Ruckforderung ist nur in dem Mass zu verzichten, in dem ein Hartefall vorliegt.
Von der Ruckforderung kann zudem auch abgesehen werden, wenn der Aufwand fir die Eintreibung der
Forderung in keinem verniinftigen Verhaltnis zu dem zu erwartenden Erfolg stehen wirde.

3. Abschnitt Verzicht auf Leistungskirzungen

Art. 6 Verzicht auf Leistungskiirzungen bei schwerem Verschulden oder bei

Widersetzung gegentiber Eingliederungsmassnahmen der IV
Auf schriftliches und begriindetes Gesuch hin kann ganz oder teilweise auf Leistungskiirzungen
verzichtet werden, wenn die Leistungskiirzung zu einem Hartefall im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 fuhrt.
Massgebend fiir die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur einen teilweisen oder vollumfanglichen
Verzicht auf Leistungskiirzung erflllt sind, sind die Verhaltnisse im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung.
Auf die Leistungskirzung ist nur in dem Mass zu verzichten, in dem ein Hartefall vorliegt.
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Art. 7 Verzicht auf Leistungskiirzung bei Uberentschadigung

! Liegt eine Uberentschadigung gemass den Bestimmungen des anzuwendenden Vorsorgereglements
vor, kann auf schriftliches und begriindetes Gesuch hin ganz oder teilweise auf Leistungskirzungen
verzichtet werden, wenn die Leistungskiirzung zu einem Hartefall im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 fuhrt.

2 Massgebend fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fiir einen teilweisen oder vollumfanglichen
Verzicht auf Leistungskirzung erfillt sind, sind die Verhaltnisse im Zeitpunkt der Gesuchseinreichung.

3 Auf die Leistungskiirzung ist nur in dem Mass zu verzichten, in dem ein Hartefall vorliegt.

4. Abschnitt Freiwillige Leistungen in Hartefallen

Art. 8 Grundsatz

1 Freiwillige!” Leistungen, die in Hartefallen erbracht werden kénnen, miissen dem Vorsorgezweck von
PUBLICA entsprechen.

2 Die Finanzierung dieser Leistungen erfolgt ausschliesslich tber die zu diesem Zweck geaufnete
Ruckstellung.

Art. 8a Gewahrung von freiwilligen Leistungen in Hartefallen'®
! Freiwillige Leistungen kénnen in wirtschaftlichen oder persénlichen Notlagen gewahrt werden:

a) im Zusammenhang mit Alter, Invaliditéat oder Tod;

b) infolge einer Krankheit oder eines Unfalls;

¢) aufgrund von familiaren, beruflichen oder gesundheitlichen Umstanden.
2 Entsteht die wirtschaftliche oder personliche Notlage nach Absatz 1 aufgrund einer Gesetzes- oder
Reglementsanderung, so kdnnen Leistungen ausgerichtet werden, sofern diese nicht bereits durch eine
Ubergangsbestimmung im Vorsorgereglement abgedeckt wurden.
3 Die gesamte personliche Situation der antragstellenden Person zum Zeitpunkt der Antragstellung wird
berucksichtigt, bei der Entscheidung tber die Gewahrung oder Verweigerung freiwilliger Leistungen
aufgrund von Hartefall zu entscheiden.

Art. 9 Voraussetzungen
1 Freiwillige'® Leistungen in Hartefallen konnen nur zugesprochen werden, wenn die nachfolgenden
Voraussetzungen erflillt sind:
a) es liegt ein schriftliches und begriindetes Gesuch einer grundsatzlich anspruchsberechtigten Person
vor,
b) die gesuchstellende Person kann belegen, dass ein Hartefall im Sinne von Artikel 2 Absatz 5 vorliegt;
dies gilt auch, wenn sie etwaige gesetzliche, vertragliche oder sonstige Leistungen erhalt;?°
c) die antragstellende Person in gutem Glauben handelt;!
d) die wirtschaftliche oder persénliche Notlage ist unvorhergesehen und ohne Verschulden der
antragstellenden Person eingetreten und 22
e) die von PUBLICA zu diesem Zweck gedufnete Rickstellung lasst die Erbringung solcher Leistungen

ZU.
2 23

17 Eingefugt durch Beschluss der Kassenkommission vom 23. Juni 2016

18 Eingefiigt durch Beschluss der Kassenkommission vom 13. Mérz 2023
19 Eingefugt durch Beschluss der Kassenkommission vom 23. Juni 2016

20 Geandert durch Beschluss der Kassenkommission vom 13. Mérz 2023
2 Eingefugt durch Beschluss der Kassenkommission vom 13. Mérz 2023

22 Eingefugt durch Beschluss der Kassenkommission vom 13. Mérz 2023
2 Aufgehoben durch Beschluss der Kassenkommission vom 23. Juni 2016



Art. 10 Berechtigte Personen
Freiwillige Leistungen?* kdnnen ausgerichtet werden:
a) im Falle von Alter oder Invaliditat der versicherten Person?>:

an die versicherte Person selbst.

b) im Falle von Krankheit, Unfall, famili&ren, beruflichen oder gesundheitlichen Umsténden der versicherten

Person: an die Person selbst?.

¢) im Falle des Todes der versicherten Person:

1. an deren Hinterlassene, die gemass der Bestimmungen des anwendbaren Vorsorgereglements
Anspruch auf eine Rente haben (Ehegattin/Ehegatten, eingetragene Partnerin/eingetragener Partner,
Lebenspartnerin/Lebenspartner oder Waisen) oder

2. an natirliche Personen, die von der versicherten Person in erheblichem Masse unterstitzt worden
sind und der Uberlebende Lebenspartner oder die (iberlebende Lebenspartnerin?’, der oder die mit
der versicherten Person in den letzten funf Jahren bis zu deren Tod ununterbrochen eine
Lebenspartnerschaft gefuihrt hat bzw. der oder die fur den Unterhalt eines oder mehrerer
gemeinsamer Kinder aufkommen muss?®.

Art. 11 Leistungsformen
Freiwillige Leistungen?® kénnen als Kapital oder als wiederkehrende Leistungen ausgerichtet werden.

5. Abschnitt Zustandigkeit und Verfahren

Art. 12 Zustandigkeit

1 Der Geschéftsbereich Vorsorge®° klart den Einzelfall zuhanden der nach den Absatzen 2 und 3 fiir den
Entscheid zustandigen Stelle ab.

Bei Verzicht auf Rickforderung aus verwaltungsékonomischen Griinden gemass Artikel 5 Absatz 6
entscheidet diejenige Stelle, die nach dem Geschafts- und Organisationsreglement (GO PUBLICA3?) fur
die Ausbuchung von Debitorenverlusten zustandig ist.

Bei Verzicht auf Ruckforderung gemass Artikel 5 Absatz 2, Verzicht auf Leistungskirzung gemass Artikel
6 und 7 sowie bei der Ausrichtung von freiwilligen Leistungen3? gemass Artikel 8 ff. entscheidet die
Geschaéftsleitung.

Art. 13 Eroffnung der Entscheide

1 Die Entscheide sind der gesuchstellenden Person schriftlich zu eroffnen.
2 Bei ganzer oder teilweiser Abweisung des Gesuchs ist der Entscheid zudem schriftlich zu begrtinden.
Art. 14 Geschéftsbereich Vorsorge®

Der Geschaftsbereich Vorsorge® erstellt die notwendigen Berechnungen, Uberpriift die Voraussetzungen,
und stellt der nach Artikel 12 Abséatzen 2 und 3 fir den Entscheid zustandigen Stelle schriftlich und
begriindet Antrag.

Art. 15 Information der Kassenkommission
Die Geschéftsleitung informiert die Kassenkommission einmal jahrlich tber alle gestiitzt auf das vorliegende
Reglement gefallten Entscheide.
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3. Kapitel  Aufgehoben durch Beschluss der Kassenkommission vom 16. Oktober 2023

Schlussbestimmungen

Art. 16 Aufhebung bisheriges Reglement
Das Hartefallreglement vom 13. Oktober 2005 wird aufgehoben.

Art. 17 Inkrafttreten

1 Dieses Reglement tritt rtiickwirkend auf 1. Juli 2008 in Kraft.

2 Die Anderungen des Titels sowie der Artikel 1 Buchstabe d, 15a und 15b treten am 1. Mai 2011 in Kraft.

3 Die Anderungen der Artikel 1 Buchstabe d, 15, 15a und 15b treten am 21. November 2013 in Kraft.

4 Die Anderungen gemass Beschluss der Kassenkommission vom 23. Juni 2016 treten am 23. Juni 2016
in Kraft.

5 Die Anderungen gemaR Beschluss der Kassenkommission vom 13. Méarz 2023 treten sofort in Kraft.

5 Die Streichung von Artikel 1 Buchstabe d) und Kapitel 3 (Art. 15a und 15b) gemass Beschluss der
Kassenkommission vom 16. Oktober 2023 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Im Namen der Kassenkommission:

Der Prasident: Der Vizeprasident:

Kaspar Muller Serra Jorge
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	4 Die Änderungen gemäss Beschluss der Kassenkommission vom 23. Juni 2016 treten am 23. Juni 2016 in Kraft.
	5 Die Änderungen gemäß Beschluss der Kassenkommission vom 13. März 2023 treten sofort in Kraft.
	6 Die Streichung von Artikel 1 Buchstabe d) und Kapitel 3 (Art. 15a und 15b) gemäss Beschluss der Kassenkommission vom 16. Oktober 2023 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.



